


Rechtslage

1.
Personalverleih 
Der Personalverleih, d.h. die temporäre Ausleihe von Arbeitnehmern durch einen Arbeitgeber ("Verleiher") an ein anderes Unternehmen ("Einsatzbetrieb"), untersteht verschiedenen rechtlichen Vorschriften, die insbesondere im Bundesgesetz über die Arbeitsvermittlung und den Personalverleih (Arbeitsvermittlungsgesetz, AVG) und in der Verordnung über die Arbeitsvermittlung und den Personalverleih (Arbeitsvermittlungsverordnung, AVV) geregelt sind. Deren Nichtbeachtung kann hohe Bussen und weitere einschneidende Konsequenzen haben. Umso wichtiger ist es daher zu wissen, wann ein Personalverleih überhaupt vorliegt und was bei Vorliegen eines Personalverleihs zu beachten ist.
2. 
Wann liegt Personalverleih vor?

Bei einem Personalverleih wird ein Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber an ein anderes Unternehmen ausgeliehen. Der Arbeitnehmer verrichtet seine Arbeit nicht im Betrieb seines Arbeitgebers, sondern in einem fremden Unternehmen, währenddessen das Arbeitsverhältnis mit seinem Arbeitgeber fortbesteht.
In der Praxis ist es zuweilen nicht einfach festzustellen, ob ein Mitarbeiter im Rahmen eines Personalverleihs bei einem fremden Unternehmen tätig wird oder ob sein Einsatz im Rahmen der Erfüllung eines Auftrags oder Werkvertrags bei einem Kunden erfolgt. Es muss in jedem Einzelfall geklärt werden, ob ein Personalverleih im Sinne des AVG vorliegt oder nicht. Die folgenden Kriterien können bei der Bestimmung helfen:
2.1
Eingliederung in die Arbeitsorganisation des Einsatzbetriebes

Ein Personalverleih liegt in der Regel vor, wenn der Arbeitnehmer in persönlicher, organisatorischer, sachlicher und zeitlicher Hinsicht in die Arbeitsorganisation des Einsatzbetriebes eingebunden wird (Art. 26 Abs. 2 lit. a AVV).

Dabei tritt der Arbeitgeber seine wesentlichen Weisungsrechte über seinen Angestellten an den Einsatzbetrieb ab (Art. 26 Abs. 1 AVV). Das bedeutet, dass der Einsatzbetrieb – obwohl nicht der Arbeitgeber – dem ausgeliehenen Arbeitnehmer Anweisungen über die Art der zu verrichtenden Arbeit geben kann. Der Einsatzbetrieb kann dem ausgeliehenen Arbeitnehmer bspw. Anweisungen über die Arbeitszeit, den Arbeitsort oder die Arbeitsausführung in fachlicher Hinsicht erteilen und ihm die zu verrichtende Arbeit zuweisen.  
2.2
Zurverfügungstellung der Werkzeuge und Hilfsmittel

Beim Personalverleih arbeitet der Arbeitnehmer typischerweise mit Werkzeugen, Material oder Geräten des Einsatzbetriebes und bringt diese nicht selber mit (vgl. Art. 26 Abs. 2 lit. b AVV). Der ausgeliehene Arbeitnehmer arbeitet bspw. an einem PC des Einsatzbetriebes und erhält unter Umständen auch eine E-Mail-Adresse des Einsatzbetriebes. 
2.3 Risikoverteilung 

Kein Personalverleih liegt vor, wenn der Arbeitgeber gegenüber dem fremden Unternehmen für die Arbeit seines Angestellten einen gewissen Erfolg zusichert und bei Nichterreichen dieses Erfolgs bzw. bei Schlechterfüllung z.B. Nachbesserung leisten muss (vgl. Art. 26 Abs. 2 lit. c AVV). Gegen ein Personalverleihverhältnis spricht auch, wenn der Arbeitgeber gegenüber dem Einsatzbetrieb für die Nichteinhaltung von Terminen haftet. 

Stellt der Angestellte jedoch bloss seine Arbeitskraft dem Einsatzbetrieb zur Verfügung – wie wenn er dessen eigener Angestellter wäre –, dann wird meistens ein Personalverleih vorliegen. Dies ist typischerweise dann der Fall, wenn ein Angestellter ausgeliehen wird, um Kapazitätsengpässe zu überbrücken oder einen ausgefallenen Mitarbeiter temporär zu ersetzen. In diesem Fall haftet der Verleiher nur für die Auswahl eines geeigneten Arbeitnehmers, nicht aber für die Qualität der von diesem erbrachten Leistungen.
3.
Arten des Personalverleihs

Der Personalverleih umfasst gemäss Art. 27 AVV drei Erscheinungsformen:

· die Temporärarbeit,
· die Leiharbeit und
· das gelegentliche Überlassen von Arbeitnehmern an Einsatzbetriebe.
Diese drei Formen unterscheiden sich im Verhältnis zwischen dem Verleiher und dem betroffenen Arbeitnehmer. Für den Einsatzbetrieb ist die Unterscheidung ohne Bedeutung.
3.1 Temporärarbeit
Temporärarbeit liegt vor, wenn der Zweck und die Dauer des Arbeitsvertrages zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer auf einen einzelnen Einsatz bei einem Einsatzbetrieb beschränkt sind (Art. 27 Abs. 2 AVV). Der Arbeitnehmer wird einzig zum Zweck des Verleihs an einen Dritten angestellt. Ist dieser Einsatz beendet, dann endet auch der Arbeitsvertrag zwischen dem Verleihbetrieb und dem Angestellten. 
3.2 Leiharbeit
Leiharbeit liegt vor, wenn der Zweck des Arbeitsvertrages zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer hauptsächlich im Überlassen des Arbeitnehmers an Einsatzbetriebe liegt und die Dauer des Arbeitsvertrages von einzelnen Einsätzen bei Einsatzbetrieben unabhängig ist (Art. 27 Abs. 3 AVV). 

In dieser Form wird der betreffende Arbeitnehmer immer wieder an einen oder mehrere Einsatzbetriebe ausgeliehen. 
3.3 Gelegentliches Überlassen

Diese Art des Personalverleihs liegt vor, wenn der Zweck des Arbeitsvertrages zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer darin liegt, dass der Arbeitnehmer hauptsächlich unter der Weisungsbefugnis des Arbeitgebers arbeitet, der Arbeitnehmer nur ausnahmsweise einem Einsatzbetrieb überlassen wird und die Dauer des Arbeitsvertrages von allfälligen Einsätzen bei Einsatzbetrieben unabhängig ist (Art. 27 Abs. 4 AVV).
Bei dieser Form ist die Verleihtätigkeit kein Standardangebot des Verleihers, sondern erfolgt nur in Ausnahmefällen. Die Hauptmotivation für das Überlassen von eigenem Personal an den Einsatzbetrieb liegt meistens nicht darin, einen Gewinn aus der Verleihtätigkeit zu erzielen, sondern um einem Kunden bei einem Kapazitätsengpass auszuhelfen oder eigene Beschäftigungslücken zu überbrücken. Entsprechend fehlen im Arbeitsvertrag mit dem ausgeliehenen Mitarbeitenden besondere Regelungen zu Einsätzen bei Drittunternehmen.
4.
Bewilligungspflicht 
Gewisse Arten von Personalverleih sind bewilligungspflichtig. Einer Bewilligung unterliegen der gewerbsmässige Personalverleih in den Formen der Temporärarbeit und der Leiharbeit. Keiner Bewilligung bedarf, 

· wer Arbeitnehmer nicht gewerbsmässig ausleiht, 

· wer Arbeitnehmer nur in der Form des gelegentlichen Überlassens an Einsatzbetriebe ausleiht, oder
· wer ausschliesslich den Inhaber oder Mitbesitzer des Betriebs verleiht (Art. 12 Abs. 1 AVG und Art. 28 AVV). 
Gewerbsmässiger Personalverleih betreibt gemäss Art. 29 AVV, wer 

· Arbeitnehmer regelmässig, d.h. zehn oder mehr Einsätze innerhalb von 12 Monaten, und mit Gewinnabsicht Einsatzbetrieben überlässt, oder

· mit der Verleihtätigkeit einen jährlichen Umsatz von mindestens CHF 100'000 erzielt.

Die Bewilligung für den Personalverleih innerhalb der Schweiz erteilt das zuständige Amt desjenigen Kantons, in welchem der Verleihbetrieb seinen Sitz hat (Art. 12 Abs. 1 AVG). Bei einer grenzüberschreitenden Tätigkeit ist zusätzlich noch eine Bewilligung des SECO erforderlich (von der Schweiz ins Ausland), wobei ein Personalverleih vom Ausland in die Schweiz verboten ist (Art. 12 Abs. 2 AVG).
Die Bewilligungserteilung ist an verschiedene betriebliche und persönliche Voraussetzungen geknüpft (Art. 13 AVG und Art. 32 ff. AVV). Die Bewilligungsbehörde prüft u.a. das Muster des Arbeitsvertrages und des Verleihvertrages, das der Verleihbetrieb einsetzen möchte (Art. 34a AVV).

Zudem muss der Verleiher zur Sicherstellung von Lohnansprüchen aus dem Personalverleih eine Kaution hinterlegen (Art. 14 AVG und Art. 35 ff. AVV). Die Kaution beträgt mindestens CHF 50'000. Zusätzlich zur Kaution ist für die Bewilligung eine Gebühr zu bezahlen.
Weitere Informationen zu den Bewilligungsvoraussetzungen sind bei den kantonalen Behörden (im Kanton Zürich das Amt für Wirtschaft und Arbeit, im Kanton Bern das beco) sowie beim SECO erhältlich.
5.
Anforderungen an den Arbeitsvertrag und den Verleihvertrag

Das Gesetz sieht besondere Anforderungen an den Arbeitsvertrag zwischen dem Verleiher und dem Arbeitnehmer vor (Art. 19 f. AVG). So muss der Arbeitsvertrag schriftlich abgeschlossen werden und die im AVG vorgesehenen Mindestangaben und –kündigungsfristen enthalten. Untersteht der Einsatzbetrieb einem allgemein verbindlich erklärten Gesamtarbeitsvertrag, so muss der Verleiher gegenüber dem Arbeitnehmer die Lohn- und Arbeitszeitbestimmungen dieses Gesamtarbeitsvertrages einhalten. Zudem darf dem Arbeitnehmer nicht verboten oder erschwert werden, nach Ablauf seines Arbeitsvertrags zum Einsatzbetrieb zu wechseln.
Auch für den Verleihvertrag zwischen dem Verleiher und dem Einsatzbetrieb bestehen besondere Vorschriften (Art. 22 AVG). Der Vertrag muss schriftlich abgeschlossen werden und darf es dem Einsatzbetrieb nicht erschweren oder verbieten, nach dem Ende des Einsatzes den Arbeitnehmer selbst anzustellen. Zulässig ist hingegen die Vereinbarung einer Entschädigung für den Fall, dass der Arbeitnehmer innerhalb von drei Monaten nach einem Einsatz, der weniger als drei Monate gedauert hat, in den Einsatzbetrieb übertritt. Die Entschädigung darf nicht höher sein als der Betrag, den der Einsatzbetrieb dem Verleiher bei einem dreimonatigen Einsatz für Verwaltungsaufwand und Gewinn zu bezahlen hätte. Das bereits geleistete Entgelt für Verwaltungsaufwand und Gewinn muss der Verleiher anrechnen.
Weitere Informationen
· http://www.treffpunkt-arbeit.ch/publikationen/private_arbeitsvermittler/
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